
1193 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (497 der Beila­
gen): Bundesgesetz über den Waffengebrauch 
von Organen der Bundespolizei, der Bundes~ 
gendarmerie und der Gemeindewachkörper 

(Waffengebrauchsgesetz 1967) 

Der dem Ausschuß zur Vorberatung vorge­
legene Entwurf eines Bundesgesetzes über den 
Waffengebrauch durch Exekutivorgane bestimmt, 
unter welchen Voraussetzungen diese Organe in 
Ausübung ihres Dienstes von den Dienstwaffen 
Gebrauch machen dürfen. Der Entwurf definiert 
den Begriff "Dienstwaffe" und regelt weiters ins­
besondere die Verwendung von Schußwaffen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seinen Sitzungen am 14. November, 
2. und 6. Dezember 1968, 17. Jänner, 4. Feber 
und 3. März 1969 vorberaten, wobei am 14. No­
vember eine R~ihe von Sachverständigen zum 
Gesetzentwurf gehört wurden. 

An der Debatte beteiligten sich außer· dem 
Berichterstatter die Abgeordneten G rat z, 
C z e t tel, Dr. B rod a, Dr. G r u b e r, 
Dr.Tull, Dr. Geischläger, Dr. van Ton­
gel, G u g gen b erg e r, Dr. K r a n z I m a y r, 
K rat k y, F r i t z, Dr. Hau s e r, S t 0 h s, 
Ha r t 1, T haI h a m m e r, Kr a n e bit t e r, 
Dr. K lei n e r, Mon d I und der Obmann des 
Verfassungsausschusses sowie Bundesminister für 
Inneres S 0 r 0 nie s und Staatssekretär M i n k 0-

w i t s eh. 

Grundsätzlich stellt der Ausschuß fest, daß 
durch den Entwurf der Waffengebrauch in jenen 
Fällen geregelt wird, in denen auf Grund anderer 
gesetzlicher Bestimmungen den Exekutivorganen 
Zwangsbefugnisse eingeräumt sind. 

Im Zuge der Beratungen wurden von den Ab­
geordneten Dr. K r a n z I m a y r, Dr. B rod a 
und Dr. van Ton ger Abänderungsanträge zu 
der in Beratung stehenden Vorlage gestellt. Bei 

der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf in der 
beigedruckten Fassung einstimmig angenommen. 

Der Verfassungsausschuß hat sich bei den vor­
geschlagenen Abänderungen von folgenden über­
legungen leiten lassen: 

Zu den Bestimmungen des Abschnittes I: 

Zu § 2 Z. 5: 

Im Interesse der. Vollzugsorgane wird im § 6 
Abs.1 der Grundsatz der Güter- und Interessen­
aibwägung neu hinzugefügt, welcher den Voll­
zugsorganen auch bei Vollziehung des § 2 Z. 5 
als Richtschnur zu dienen hat ·und bei seiner Be­
achtung die Rechtmäßigkeit der Abwehrhandlung 
gewährleistet. 

Zu § 3: 

Es wurde erw~gen, daß der Gesetzgeber den 
Behörden die Verwendung von Dienstwaffen zu­
mindest insoweit nicht blanko überlassen kann, 
als es sich hiebei um gefährlichere als die derzeit 
üblichen Dienstwaffen handelt. Anderseits soll 
der Entwicklung von mindergefährlichen Waffen­
systemen nicht nur kein Hindernis entgegen­
gestellt, sondern eine solche gefördert werden. 
Deshalb werden die schon derzeit bei der Exeku­
tive gebräuchlichen Waffenarten taxativ aufgezählt, 
wobei durch die Erwähnung "anderer reizaus­
lösender Mittel, die lediglich eine kurzfristige 
Beeinträchtigung des Gesundheitszustandes her­
beiführen" der Entwicklung in Richtung auf un­
gefährlichere und gelinde re Waffen keine 
Schranke auferlegt wird. 

Zur speziellen' Frage, ob für die Sicherheits­
exekutive Maschinengewehre erforderlich seien, 
wird unter Bedachtnahme auf das Erfordernis 
eines qualifizierten "Objektschutzes" eine positive 
Entscheidung getroffen. 
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Zu § 4: 
~'.~';'"". ! 

Gegenüber der Regierungsvorlage werden nur 
geringfügige stilistische Verbesserungen vorge­
nommen. Erwähnenswert ist, daß durch die 
Streichung 'der Worte "von vornherein" der 
Waffengebrauch nunmehr auch dann wieder un­
l,ulässig wird, wenn in Form einer Deescalation 
der Amtshandlung weniger gefährliche Maß­
nahmen oder gelindere Mittel nach bereits voll­
zogenem Waffengebrauch den weiteren Erfolg 
der Amtshandlung herbeizuführen- vermögen. 

Zu § 5: 

Es werden gleichfalls nur geringfügige stilisti­
sche Anderungen vorgenommen. 

Zu § 6: 

Der Text der Regierungsvorlage wird als 
Abs. 2 beibehalten und ein neuer Abs. 1 voran­
gestellt, der den Zweck des Waffengebrauches 
gegen Menschen auf die Herbeiführung der An-

'griffs-, Widerstands- und Fluchtunfähigkeit be­
schränkt. Außerdem wird der Grundsatz der 
Interessen- und Güterabwägung neu hinzugefügt. 

Zu den Bestimmungen des Abschnittes II: 

Hier wird in gesetzestechnischer Hinsicht von 
der Regierungsvorlage abgewichen. Diese be­
handelte in den §§ 7 und 8 den Gebrauch von 
Schußwaffen und war daher genötigt, den Ge­
brauch von anderen als Schußwaffen auf lebens­
gefährdende Art in einem eigenen Paragraphen 
(§ 9) den gleichen Beschränkungen zu unter­
stellen. Bei den Reizstoffen (§ 10 der Regierungs­
vorlage) ergab sich die Schwierigkeit, daß diese, 
selbst wenn sie "verschossen" werden, in einem 
eigenen Paragraphen von den strengen Bindungen 
des Schußwaffen gebrauches auszunehmen waren, 
weil sie nach aller Erfahrung nicht lebensgefähr­
dend sind. 

Der Verfassungsaussch'uß hat all diese Bestim­
mungen unter dem Kapitel "Lebensgefährdender 
Waffengebrauch" in nur zwei Paragraphen 
(§§ 7 und 8) zusammengefaßt, wobei festzuhalten 
ist, daß das Schießen mit Projektilen gegen 
Menschen auf jeden Fall als lebensgefährdender 
Waffengebrauch anzusehen ist. 

Zu § 7 Z. 1: 

Die Notwehr mit lebensgefährdenden Waffen 
ist auf die Verteidigung eines Menschen, dessen 
Leben und Freiheit bedroht ist, eingeschränkt. 
Dies entspricht dem Art. 2 Abs. 2 lit. ader 
Menschenrechtskonvention, BGBL Nr. 210/1958. 

Zu § 7 Z. 2: 

In Anlehnung an Art. 2 Abs. 2 lit. c der 
Menschenrechtskonvention wird der h,bensge-

fährdende Waffengebrauch auf die Unter­
drückung eines Aufstandes oder Aufruhrs be­
schränkt. 

Zu § 7 Z. 3: 

Diese Bestimmung ist als eine der wichtigsten 
des, ganzen Gesetzentwurfes anzusehen, weil 
darin statuiert wird, in welchen Fällen zur Er­
zwingung einer Festnehmung oder zur Verhin­
derung des Entkommens einer Person gegen 
diese eine Waffe in lebensgefährdender Art an­
gewendet werden darf. Der Verfassungsausschuß 
hat sich in Berücksichtigung der Expertenaus­
führungen vom 14. November 1968 und hier 
insbesondere der Ausführungen des Universitäts­
professors Dr. Graßberger dazu entschlossen, die 
Bestimmungen des Gesetzentwurfes noch enger 
zu fassen und die denkbaren Anlaßfälle demnach 
noch weitergehend zu verringern. Hiebei stand 
fest, daß ein lebens gefährdender Waffengebrauch 
jedenfalls nur bei einem qualifizierten Verbrechen 
in Erwägung gezogen werden kann. Dieses Ver­
brechen muß entweder an sich schon den Täter, 
der festgenommen oder dessen Entweichen ver­
hindert werden soll, als einen für die Sicherheit 
des Staates, der Person oder des Eigentums all­
gemein gefährlichen Menschen kennzeichnen, oder 
es muß diese "allgemeine Gefährlichkeit" aus 
dem Verbrechen im Zusammenhalt mit dem 
Verhalten des Täters bei der Festnahme oder 
versuchten Entweichung abzuleiten sein. Dies 
wird die Sicherheitsorgane zweifellos immer 
wieder zu schwerwiegenden Sofortentscheidungen 
nötigen, was sich jedoch, wie bisher auch, nicht 
vermeiden läßt. 

Zu § 7 Z. 4: 

Diese Bestimmung läßt den lebensgefährden­
den Waffengebrauch zur Erzwingung der Fest­
nahme oder Verhinderung des Entkommens all­
gemein gefährlicher Geisteskranker zu. 

Zu § 8: 

Die Regierungsvorlage wird durch gering­
fügige Anderungen präziser gefaßt, wobei ins­
besondere das Inkaufnehmen von Drittgefähr­
dungen bei lebensgefährdenden Waffengebrauch 
gegen eine Menschenmenge weiter eingeschränkt 
wird. 

Zu § 10: 

Nach der Regierungsvorlage war der scharfe 
Einsatz von Diensthunden gegen Menschen unter 
anderem zur überwindung jedweden Wider­
standes gegen die Staatsgewalt zulässig. Nach der 
neuen Textierung soll dies nur zur überwindung 
eines aktiven gewaltsamen Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt zulässig sein. 
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Weiters war nach der Regierungsvorlage der 
scharfe Diensthundeeinsatz gegen Menschen zur 
Erzwingung der Festnehmung oder zur Ver­
hinderung des Entkommens einer rechtmäßig 
festgehaltenen Person in sinngemäßer Anwen­
dung der Bestimmungen des § 7 Z. 3 der Regie­
rungsvorlage zulässig. Da diese Bestimmung je­
doch, wie ausgeführt, wesentlich eingeschränkt 
wurde, bliebe bei dieser Konstruktion für die 
Verwendung von Diensthunden in der Praxis 
fast kein Raum. Da aber der Diensthundeeinsatz 
erwiesenermaßen kein lebensgefährdender Einsatz 
ist, konnte man es mit einer Einschränkung auf 
Verbrechensfälle schlechthin bewenden lassen, 
wobei auch für diese Fälle sämtliche Kautelen des 
Abschnittes I, darunter insbesondere auch die 
§§ 4 und 6, volle Gültigkeit haben. Ergänzend 
wird der Diensthundeeinsatz gegen allgemein 
gefährliche Geisteskranke vorgesehen. 

Dr. Kranzlmayr 
Berichterstatter 

Zu den Bestimmungen des Abschnittes III: 

Zu § 15: 

Um für die Sicherheitsorgane eine ausreichende 
Umschulungsfrist zu gewährleisten, wird der 
Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes mit 1. Septem­
ber 1969 festgelegt. 

Zu § 16: 

Der in Lehre und Rechtsprechung vertretenen 
Rechtsansicht folgend wird die Vollziehungsbe­
fugnis dem "Bundesminister" für Inneres über­
tragen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s chI 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 3. März 1969 

Probst 
Obmann 

). 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über den VVaffengebraudh von C>rganender 
Bunde,spolizei, der Bundesgendarmerie und 
der Gemeindewachkörper (VV affengebraudhs-

gesetz 1969) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

. ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt den Waffen­
gebrauch im Rahmen der polizeilichen Zwangs­
befugnisse. 

. § 2. Organe der Bundespolizei, der Bundes­
gendarmäie und der Gemeindewachkörper 
<lürfen in Ausübung des Dienstes nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes von 
Dienstwaffen Gebrauch machen: 

1. im Falle gerechter Notwehr; 
2. zur überwindung eines auf die Vereitlung 

einer rechtmäßigen Amtshandlung gerichteten 
Widerstandes; 

3. zur Erzwingung einer rechtmäßigen Fest­
nahme; 

4. zur Verhinderung des Entkommens einer 
rechtmäßig festgehaltenen Person; 

5. zur Abwehr einer von einer Sache drohenden 
Cefahr. 

§ 3. Dienstwaffen 1m Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind 

1. Gummiknüppel, 
2. Tränengas und andere reizauslösende Mittel, 

die lediglich eine kurzfristige Beeinträchtigung 
des Gesundheitszustandes herbeiführen, 

3. Wasserwerfer, 
4. Schußwaffen der in Kategorie 1., Z. 1 und 2 

des Annexes I zum Staatsvertrag betreffend die 
Wiederherstellung eines unabhängigen und demo­
kratischen Österreich, BGBI. Nr. 152/1955, an­
geführten Art, 
die den im § 2 bezeichneten Organen zur Er­
füllung ihrer Aufgaben von ihrer vorgesetzten 
Behörde oder Dienststelle zugeteilt sind. 

§ 4. Der Waffengebrauch ist nur zulässig, wenn 
ungefährliche oder weniger gefährliche Maß­
nahmen, wie insbesondere die Aufforderung zur 
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes, die 
Androhung des Waffengebrauches, die Verfol~ 
gung eines Ffüchtenden, die Anwendung von 
Körperkraft oder verfügbare gelindere Mittel, 
wie insbesondere Handfesseln oder technische 
Sperren, ungeeignet scheinen oder sich als wir­
kungslos erwiesen haben. 

§ 5. Stehen verschiedene Waffen zur Ver­
fügung, darf nur von der am wenigsten gefähr­
lichen, nach der jeweiligen Lage noch geeignet 
scheinenden Waffe Gebrauch gemacht werden. 

'j. 
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§ 6. (1) Zweck desWaffengebr~uches gegen 
Menschen darf nur sein, angriffs-, widerstands­
o.der fluchtunfähig zu machen. In den Fällen des 
§ ;Z Z. 2 bis 5 darf der durch den Waffengebrauch 
zu erwartende Schaden nicht offensichtlich außer 
Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg stehen. 

(2) Jede Waffe ist mit möglichster Schonung 
von Menschen und Sachen zu gebrauchen. Gegen 
Menschen dürfen Waffen nur angewendet wer­
den, wenn der Zweck ihrer Anwendung nicht 
durch Waffenwirkung . gegen Sachen erreicht 
werden kann. 

ABSCHNITT II 

Lebensgefährdender Waffengebrauch 

§ 7. Der mit Lebensgefährdung verhun,dene 
Gebrauch einer Waffe ,gegen Menschen ist nur 
zulässig: 

1. im Falle gerechter Notw.ehr zur Verteidi­
gung eines Menschen; 

. 2. zur Unterdrückung eines Aufstanides oder 
Aufruhrs; 

3. zur Erzwingung·, der Festnahme oder Ver­
hinderung ,des Entkommens ·einer Person, die 
eines Verbrechens überwiesen oder dringend ver­
~ächtigt ist, das für sich allein oder in Verbin­
dung mit ihrem Verhalten hei der Festnahme 
oder Entweichung sie als einen für die Sicherheit 
des Staates, der Person oder des Eigentums all­
gemein gefährlichen Menschen kennzeichnet; 

4. zur Erzwingung der Festnahme oder Ver­
hinderung des Entkömmens eines Geistes­
kranken, rder für die Sicherheit ,der Person oder 
des Eigentums allgemein gefährlich ist. 

§ 8. (1) Der lebensgefährden'de Waffengebrauch 
gegen Menschen ist ausdrücklich, unmittelbar und 
deutlich wahrnehmbar anzUidrohen: Gegenüber 
einer Menschenmenge ist die Androhung zu 
wiederholen. Als Androhung des Schußwaffen­
gebrauches gilt auch die Abgabe eines Warn­
schusses. 

(2) Der lebensgefährdende Waffengebrauch ist 
nur dann zulässig, wenn dadurch Unbeteiligte 
voraussichdich nicht gefähl'det wertden, es sei 
denn, daß er unvermeidbar 'scheint, um eine 
Menschenmenge von Gewalttaten albzuhalten, 
durch die die Sicherheit von Personen mittelbar 
oder unmittelbar gefähl'det wird. 

(3) Im Falle gerechter Notwehr finden die 
Bestimmungen der Abs. 1 und 2 keine Anwen­
dung. 

Gebrauch von anderen als Dienstwaffen und von 
Mitteln mit Waffenwirkung 

§ 9. Steht eine geeignet scheinende Dienst­
waffe nicht zur Verfügung, dürfen unter sinn­
gemäßer Anwen!dung rder Bestimmungen dieses 
BUn!desgesetzes auch andere Waffen gebr,aucht 
oder Mittel angewendet werden, deren Wirkung 
der einer Waffe gleichkommt: 

Diensthunde 

§ 10. Der scharfe Einsatz eines Diensthundes 
gegen Menschen ist unter sinngemäßer Anwen­
dung der Bestimmungen des Abschnittes I zu-
lässig: . . 

1. im Falle gerechter Notwehr; 
2. zur überwindung eines aktiven' gewalt­

samen Widerstandes gegen ,die Staatsgewalt; 
3. zur Erzwingung der rechtmäßigen Fest­

nahme oder zur Verhinderung des Entkommens 
einer rechtmäßig festgehaltenen Person, die 
eines Verbrechens überwiesen oder dringend ver­
dächtig oder eines Geisteskranken:, der für die 
Sicherheit der Person oder ,des Eigentums als 
allgemein gefährlich anzusehen ist. 

Waffengebrauch geschlossener Einheiten 

§ 11. Eine geschlossene Einheit .ist ~i~e in 
militärischer Ordnung unter emhelthchem 
Kommando mit gemeinsamer Zielsetzung auf­
tretende Formation. 

§ 12. (1) Der Waffengebrauch einer geschlos­
senen Einheit ist nur auf ausdrückliche Weisung 
des Leiters der zuständigen Sicherhei~sbehörde 
oder dessen Vertreters an den Kommandanten 
der geschlossenen Einheit zulässig. Die Weisung 
darf erst nach Anhören ,des Kommandanten er­
teilt werden und hat auch die Art der anzuwen­
denden Waffen zu hestimmen. Die Befehls-. 
gebung . an die geschlo~se11le Einheit und die 
Durchführung der behördlichen Anordnung ob­
liegen ·dem Kommandanten. 

(2) Das Notwehrrecht des einzelnen Ange­
hörigen der geschlossenen Einheit wird durch 
die Bestimmungen des Abs. 1 nicht herührt. 

§ 13. Kann die hehöI1dliche A~ordnung ni~lt 
rechtzeitig erteilt werden und 1st Gefahr 1m 
Verzuge, kommt die Entsche~dungsbefugnis dem 
Kommandanten zu. . 

§ 14. Der Waffengebrauch einer geschlossenen 
Einheit darf, außer bei Gefahr im Verzuge, erst 
angeordnet. werden, wenn alle erfolgversprechen­
den Möglichkeiten zur Verme~dung ,des Waffen­
gebrauches (§ 4), insbesondere die wiederholte 
Aufforderung zur Herstellung des gesetzlichen 
Zustandes und die wiederholte Androhung des 
Waffengebrauches, erfolglos geblieben sind. 

ABSCHNITT III 

Schlußbestimmungen 

§ 15. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Sep­
tember 1969 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt § 12 des Gesetzes vom 
25. Dezember 1894, RGBl. Nr. 1/1895, betref­
fend die Gendarmerie der im Reichsrate ver­
tretenen Königreiche und Länder, außer Kraft. 

§ 16. Mit der Vollziehungdieses Bundes­
gesetzes ist ,der Bundesminister für Inneres be~ 
tr:aut. 
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